
LOH N + GEHALT  SPEZIAL  > November 2017 19

S P E Z I A L  >  Ö f f e n t l i c h e r  D i e n s t  ó

>

Teil 3: BVK – Die Zusatzversorgungskasse 
der bayerischen Gemeinden

In Teil 1 und 2 dieser Serie wurden eingehend die Grundla-

gen (Umlagen, Beiträge, Eigenbeteiligung der Arbeitnehmer) 

sowie die anzuwendenden Rechtsvorschriften und Auswir-

kungen in der Lohnsteuer und Sozialversicherung erläutert. 

Der folgende Artikel informiert über die steuer- und sozialver-

sicherungsrechtliche Behandlung der Zusatzversorgungskas-

se der bayerischen Gemeinden (BVK). An diesem Beispiel soll 

nochmals die Vorgehensweise zur Ermittlung der steuerfreien 

Umlagen bzw. Beiträge und der Hinzurechnungsbeträge für 

das Steuer- und Sozialversicherungsbrutto dargelegt werden. 

Auch wenn die einzelnen Zusatzversorgungskassen unter-

schiedliche Umlage- und/oder Beitragssätze sowie ggf. eine 

Eigenbeteiligung der Beschäftigten vorsehen, ist die grund-

sätzliche Vorgehensweise gleich. 

BVK – unterschiedliche Abrechnungsverbände 

Seit dem 01.01.2002 erfolgt eine schrittweise Umstellung 

von einem umlagefinanzierten zu einem kapitalgedeckten 

Verfahren. Die Mitgliedschaft kann in unterschiedlichen Ab-

rechnungsverbänden bestehen, je nachdem, zu welchem 

Zeitpunkt die Mitgliedschaft des Arbeitgebers in der Zusatz-

versorgung begonnen hat. Die Abrechnungsverbände unter-

scheiden sich in der Art der Finanzierung. Für die Leistungen 

jedoch kommt es nicht auf die Art und Höhe der Finanzierung 

an, sondern auf das Alter und Entgelt des Versicherten.

Abrechnungsverband I 

Mitglied im Abrechnungsverband I sind Arbeitgeber, die be-

reits vor dem 01.01.2004 Mitglied in der BVK Zusatzversorgung 

waren. Hier sind Umlagen für laufende Rentenleistungen und 

bereits bestehende Rentenanwartschaften sowie ein Zusatzbei-

trag für neu entstehende kapitalgedeckte Anwartschaften zu 

entrichten. Die Finanzierung erfolgt aus einer Kombination aus 

Umlage- und Kapitaldeckungsverfahren.

Abrechnungsverband II

Arbeitgeber können seit dem 01.01.2004, wenn Sie erstmals 

eine Mitgliedschaft in der Zusatzversorgung erwerben und 

nicht aus einem Mitglied im Abrechnungsverband I hervor-

gegangen sind, Mitglied im Abrechnungsverband II werden. 

Möglich ist eine Mitgliedschaft auch für bisher im Abrech-

nungsverband I beteiligte Mitglieder, wenn die bisher be-

stehenden nicht kapitalgedeckten Anwartschaften durch 

Zahlung eines Ausgleichsbetrages ausgeglichen werden. 

Arbeitgeber aus den Bereichen Krankenhaus, Pflege, Behin-

derten- und Jugendhilfe, die grundsätzlich Mitglied im Ab-

rechnungsverband I sind, können seit dem 01.01.2009 neu 

eingestellte Beschäftigte im Abrechnungsverband II versi-

chern1.

Der Arbeitgeber hat für die im Abrechnungsverband II ver-

sicherten Beschäftigten anstelle einer Umlage und eines Zu-

satzbeitrages einen Pflichtbeitrag zu zahlen. Dieser fällt unter 

die Anwendung des § 3 Nr. 63 EStG2. 

Die Rechengrößen der BVK für das Jahr 2017

Aufwendungen für die Pflichtversicherung nach §§ 62, 64 der 

Satzung der BVK

Umlagesatz Abrechnungsverband I

(allein vom Arbeitgeber zu tragen) 3,75 Prozent* 

Zusatzbeitragssatz Abrechnungsverband I

(allein vom Arbeitgeber zu tragen) 4,00 Prozent*

Pflichtbeitragssatz Abrechnungsverband II

(allein vom Arbeitgeber zu tragen) 4,80 Prozent*

*des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts

Steuerliche Grenzbeträge für Aufwendungen 

zur Pflichtversicherung 

 jährlich monatlich

Steuerfreie Umlage des Arbeit-

gebers nach § 3 Nr. 56 EStG

(2 Prozent der BBG RV West)  1.524 Euro 127,00 Euro

Pauschalversteuerung der Umlage bei 

Tarifbindung § 40b EStG i. V. m. 

§ 16 Abs. 2 ATV-K3 1.073,76 Euro 89,48 Euro

Pauschalversteuerung der Umlage 

ohne Tarifbindung § 40b EStG  1.752 Euro 146,00 Euro

Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 63 

Satz 1 EStG für Beiträge zum 

Kapitaldeckungsverfahren 

(4 Prozent der BBG RV West) 3.048 Euro 254,00 Euro

Zusätzlicher Steuerfreibetrag nach 

§ 3 Nr. 63 Satz 3 EStG

Für Beiträge zum Kapitaldeckungsverfahren, 

sofern die Versorgungszusage nach dem

31.12.2004 erteilt wurde 1.800 Euro 150,00 Euro

Durch das 2018 in Kraft tretende Betriebsrentenstärkungs-

gesetz erhöht sich der Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 

1 EStG auf acht Prozent der BBG RV West bei gleichzeitigem 

Wegfall des zusätzlichen Freibetrags von 1.800 Euro für Neu-

zusagen.

1 vgl. Rundschreiben der BVK Nr. 3/2008 und 2/2009

2 Hinweis: Für eine evtl. Entgeltumwandlung des Arbeitnehmers nach 
§ 3 Nr. 63 EStG steht somit nicht mehr der volle Steuerfreibetrag zur 
Verfügung. Vom steuerfreien Höchstbetrag (2017: 3.048 Euro) ist 
vorab der Beitrag des Arbeitgebers von 4,8 Prozent abzuziehen. Bei 
Neuverträgen (Versorgungszusage nach dem 31.12.2004) zur 
Entgeltumwandlung können zusätzlich 1.800 Euro steuerfrei (aber 
sozialversicherungspflichtig) umgewandelt werden. Die Änderungen 
durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz zum 01.01.2018 sind 
entsprechend zu beachten.
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2. Arbeitgeber: Umlage 3,75 Prozent aus 1. 116,53 Euro

3. Arbeitgeber: Zusatzbeitrag 4 Prozent aus 1. 124,30 Euro

4. An VBL insgesamt zu zahlen (2. – 3.) 240,83 Euro

Schritt 2: Berechnen des steuerlichen 

Hinzurechnungsbetrages (HZ):

1. ZV-pflichtiges Entgelt 3.107,51 Euro

2. Arbeitgeber: Zusatzbeitrag 4 Prozent aus 1. =  124,30 Euro

3. Davon (aus 2.) steuerfrei nach § 3 Nr. 63 EStG   

(max. 254 Euro) 124,30 Euro

4. Steuerpflichtig = Differenz zwischen 3. und 2.  0 Euro

1. Arbeitgeber: Umlage 3,75 Prozent aus   

3.107,51 Euro 116,53 Euro

2. Abzüglich steuerfreier Betrag nach   

§ 3 Nr. 56 EStG 2,70 Euro

3. Abzüglich vom Arbeitgeber nach § 40b EStG   

pauschal zu versteuern (max. 89,48 Euro) 89,48 Euro

4. Vom Arbeitnehmer individuell zu versteuern 24,35 Euro

Nebenrechnung für Schritt 2:

1. Monatlicher Freibetrag nach § 3 Nr. 56 EStG 2   

Prozent der BBG RV West 127,00 Euro

2. Abzüglich Betrag nach § 3 Nr. 63 EStG bereits  „verbraucht“ 

für Zusatzbeitrag des Arbeitgebers 124,30 Euro

3. Verbleibender Freibetrag für Umlage  2,70 Euro

Nach vorliegender Rechnung entsteht somit ein steuerlicher 

Hinzurechnungsbetrag in Höhe von 24,35 Euro. 

Schritt 3: Ermitteln des Sozialversicherungsbrutto5:

Dies entspricht dem Steuerbrutto (einschließlich eines even-

tuell aus Schritt 2 ermittelten steuerlichen Hinzurechnungs-

betrages), erhöht um die nachfolgenden Hinzurechnungsbe-

träge I und II.

Schritt 3a: Ermitteln des Hinzurechnungsbetrages I:

Hinzurechnungsbetrag I = Summe der steuerfreien und pau-

schal versteuerten Arbeitgeber-Umlage, vermindert um einen 

Grenzbetrag von 100 Euro.

1. Steuerfreier Anteil der Umlage 2,70 Euro

2. Zuzüglich pauschal versteuerter Teil   

der Umlage 89,48 Euro

3. Summe aus 1. + 2. 92,18 Euro

4. Abzüglich Grenzbetrag (fester Wert) 100,00 Euro

5. Differenz aus 3. und 4. = HZ I   

(wenn < 0 kein HZ I) 0,00 Euro

Schritt 3b: Berechnen des Hinzurechnungsbetrages II:

Für die Berechnung des Hinzurechnungsbetrags II wird der 

steuerfreie und pauschal versteuerte Umlageanteil des Ar-

beitgebers (maximal jedoch 100 Euro) mit 3,75 Prozent auf ein 

Reihenfolge der Versteuerung der Umlage 

Wie eingangs beschrieben, ergibt sich die gleiche Systematik 

wie bei anderen Zusatzversorgungskassen, z.B.  bei der Versor-

gungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL).

 • Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 56 EStG 

 • Achtung: Es ist zu prüfen, ob der Freibetrag nicht be-

reits teilweise oder ganz durch Beiträge nach § 3 Nr. 63 

EStG aufgebraucht wurde.

 • Pauschalversteuerung der Umlage nach § 40b EStG

 • Bei Tarifbindung maximal mtl. 89,48 Euro

 • Ohne Tarifbindung maximal 146 Euro monatlich

 • Individuelle Versteuerung nach den elektronischen Lohn-

steuerabzugsmerkmalen

 • Aufgrund tariflicher Regelung ist stets zuerst die 

Pauschalversteuerung anzuwenden. Ist diese „aufge-

braucht“, erfolgt die individuelle Versteuerung. 

Wichtig – Vorrang der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG

Die steuerfreien Beträge nach § 3 Nr. 56 EStG für eine umla-

gefinanzierte Pensionskasse sind um die Beiträge zu mindern, 

die bereits in eine kapitalgedeckte Versorgungseinrichtung 

nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei gezahlt werden4.

Und was sagt die Sozialversicherung? 

Die Umlage des Arbeitgebers erhöht auch das sozialversiche-

rungspflichtige Arbeitsentgelt. Zum einen zählt der vom Ar-

beitnehmer zu versteuernde Teil der Umlage auch in voller 

Höhe zum sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt. Zum 

anderen können zusätzlich noch zwei weitere Hinzurech-

nungsbeträge (I und II) erhöhend hinzukommen (siehe nach-

folgendes Beispiel).

Beispiel 

(Abrechnungsverband I)

Arbeitnehmerin Maria Hilf ist in der Entgeltgruppe P 8, Stufe 4 

TVöD-P. Das Tabellenentgelt beträgt 3.107,51 Euro. Neben dem 

Entgelt erhält die Beschäftigte 6,65 Euro vermögenswirksame Leis-

tungen des Arbeitgebers (VL). In der Entgeltabrechnung findet das 

sog. Verteilmodell Anwendung. Das heißt, der steuerfreie Betrag 

wird in gleichen Teilen auf die zur Verfügung stehenden Monate 

verteilt. (Beim Aufzehrmodell hingegen werden die tatsächlichen 

Umlagen und Beiträge in den ersten Monaten solange steuerfrei 

gestellt, bis der Freibetrag vollständig aufgebraucht ist). 

Wie hoch sind die an die Zusatzversorgung (BVK) abzuführen-

de Umlage, die Beiträge sowie das Steuer- und SV-Brutto un-

ter Beachtung der jeweiligen Hinzurechnungsbeträge?

Schritt 1: Ermitteln der abzuführenden Umlage und des 

Beitrags:

1. Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt (VL sind nicht zu 

berücksichtigen, da kein zusatzversorgungspflichtiges 

Entgelt) 3.107,51 Euro
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fiktives Einkommen hochgerech-

net. Von diesem Wert wird ein Be-

trag von 2,5 Prozent ermittelt, der 

um 13,30 Euro gekürzt wird.

1. Fiktives Entgelt aus  Summe 

der steuerfreien und pauschal 

versteuerten Arbeitgeber-Um-

lage, jedoch maximal aus 100 

Euro* (92,18 Euro : 3,75 x 100) = 

2.458,13 Euro

2. 2,5 Prozent aus fiktivem Entgelt 

aus 1. 

61,45 Euro

3. Wert aus 2. abzüglich Freibetrag 

(fester Wert) 

13,30 Euro

4. Differenz aus 2. und 3. = HZ II 

48,15 Euro

* Wenn Summe steuerfreie/pauschal versteuerte AG-Umlage 

> 100 Euro, dann fiktives Entgelt stets 100 Euro : 3,75 Umlage-

satz x 100 = 2.666,67 Euro

Schritt 4: Bilden der Bruttowerte:

1. Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt  3.107,51 Euro 

2. Zuzüglich vom AN individuell zu versteuernde   

Umlage (aus Schritt 2) 24,35 Euro

3. Zuzüglich steuerpflichtiger Arbeitslohn, der   

nicht der Zusatzversorgungspflicht unterliegt   

(hier: VL) 6,65 Euro

4. = Steuerbrutto (Summe 1. bis 3.) 3.138,51 Euro

5. Zuzüglich Hinzurechnungsbetrag I   

(aus Schritt 3a) 0,00 Euro

6. Zuzüglich Hinzurechnungsbetrag II   

(aus Schritt 3b) 48,15 Euro

7. = Sozialversicherungsbrutto   

(Summe 4. bis 6.) 3.186,66 Euro

3 Tarifvertrag über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes – Altersvorsorge-TV-Kommunal (ATV-K) –

4 Die Steuerfreibeträge nach § 3 Nr. 56 EStG stehen somit nur soweit 
zur Verfügung, als nicht bereits nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei 
geleistete Zahlungen auf die Höchstbeträge angerechnet werden  
(§ 3 Nr. 56 Satz 3 EStG). Dies gilt unabhängig davon, ob die nach § 3 
Nr. 63 EStG steuerfrei gestellten Beiträge rein arbeitgeberfinanziert 
sind oder auf einer Entgeltumwandlung beruhen. 

5 vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 4a i. V. m. Abs. 1 Satz 3 und 4 der 
Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV)
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